
 

Antrag  Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk) 

08/SVV/0530 

 
 öffentlich 
Betreff: 
Bestellung eines Vertreters zur Wahrnehmung rechtlicher Interessen der StVV 

 Erstellungsdatum 15.05.2008 

 Eingang 902:  

Einreicher: Stadtverordnete B. Müller als Vorsitzende   
 

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung 

Datum der Sitzung Gremium 
 

  

04.06.2008 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam 

 
 

   X 

 

Beschlussvorschlag:  Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung bestellt gemäß § 5 Abs. 6 Satz 2 der GO-SVV den Justitiar Reiner 
Fickinger, Geschäftsbereich 1, Servicebereich Recht zu ihrem Vertreter zur Wahrnehmung ihrer 
rechtlichen Interessen in den gegen sie vor dem Verwaltungsgericht Potsdam anhängenden 
gerichtlichen Verfahren  
 

- 6 K 829/04 (Voß ./. Landeshauptstadt Potsdam), 
- 6 K 825/04 (Schneider ./. Landeshauptstadt Potsdam), 
- 6 K 832/04 (Vester ./. Landeshauptstadt Potsdam). 

 
Der Vertreter ist zur Abgabe der in den vorgenannten Verfahren, insbesondere in den für den 
17.07.2008 anberaumten mündlichen Verhandlungen erforderlichen Erklärungen ermächtigt. 
 
 
gez. B. Müller 
 

 Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen  

auf der Rückseite 

  

Entscheidungsergebnis   

Gremium:   Sitzung am:  
   

 einstimmig  mit Stimmen-
 mehrheit 

Ja Nein Enthaltung  überwiesen in den Ausschuss: 

 Lt. Beschlussvorschlag  Beschluss abgelehnt   

 abweichender Beschluss DS Nr.:   Wiedervorlage: 

   
 zurückgestellt  zurückgezogen   

 



Entscheidungsergebnis:  

Gremium:  

Sitzung am:  

Beratungsergebnis:  

 

Gremium:  

Sitzung am:  

Beratungsergebnis:  

 
Finanzielle Auswirkungen?   Ja  Nein 

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.) 
 
 

ggf. Folgeblätter beifügen 

 
 
Begründung: 
 
Mit Schriftsätzen jeweils vom 05. März 2004 haben 3 Bürger der Landeshauptstadt Potsdam, vormals 
der Gemeinde Fahrland, Klage gegen die Stadtverordnetenversammlung erhoben. Mit der Klage 
begehren die Kläger die Feststellung der Rechtswidrigkeit der Kommunalwahl vom 26.10.2003 mit 
der Begründung, die Wahlkreiseinteilung, die Anhörung der Gemeinde Fahrland sowie die 
Ortsteilbildung seien fehlerhaft gewesen. 
 
Gemäß § 58 Abs. 2 Satz 2 BbgKWAhlG richtet sich die Klage gegen die Vertretung. Die 
Stadtverordnetenversammlung ist somit Partei des Rechtsstreits. 
 
In allen drei Verfahren hat das Verwaltungsgericht den Termin zur mündlichen Verhandlungen auf 
den 17.07.2008, jeweils um 10.30 Uhr anberaumt und gemäß § 95 Abs. 3 VwGO angeordnet, zum 
Termin einen Beamten oder Angestellten zu entsenden, der mit einem schriftlichen Nachweis über 
die Vertretungsbefugnis versehen und über die Sach- und Rechtslage ausreichend unterrichtet ist. 
 
Der Justitiar Reiner Fickinger, Geschäftsbereich 1, Servicebereich 16, bearbeitet die Rechtsstreite 
seit Anbeginn. Er ist mit den Streitsachen vollumfänglich vertraut. Es wird daher empfohlen, Herrn 
Reiner Fickinger zum Vertreter der Stadtverordnetenversammlung zur Wahrnehmung ihrer 
rechtlichen Interessen im Termin zur mündlichen Verhandlung zu bestellen. 
 
Die gesonderte Bestellung ist erforderlich, weil Herr Reiner Fickinger lediglich im Besitz einer 
Prozessvollmacht für die Landeshauptstadt Potsdam als Körperschaft, nicht jedoch für das Organ 
Stadtverordnetenversammlung ist. 
 
 
 
 
 


